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Gemeinde Egling a.d.Paar 

 

Niederschrift 
über die öffentliche 

Sitzung des Gemeinderates 

 

Datum: 12. September 2023 

Uhrzeit: 19:30 Uhr - 21:45 Uhr 

Ort: Sitzungssaal im Rathaus 

Schriftführer/in: Sandra Greschner 

____________________________________________________________________________ 

Teilnehmer: 

Gemeinderätin Bals Katharina   

Gemeinderat Baur Anton   

Gemeinderat Dr. Engelschall Bernhard   

Gemeinderat Herbig Sebastian   

Gemeinderätin Kische Angelika   

Gemeinderat Muschaweck Benedikt   

Gemeinderat Ruile Tobias   

Gemeinderat Schlierf Hanns-Dieter   

Gemeinderat Sieber Martin   

Gemeinderat Sießmeir Manfred   

Gemeinderätin Tallafuß Gabriele   

Erster Bürgermeister Holzer Ferdinand   

Zweiter Bürgermeister Bucher Michael   

 
 
Entschuldigt: 

Gemeinderat Ruile Johannes   

Gemeinderat Sießmeir Bernhard   

 
Sonstige Anwesende: 

Kämmerer 
Bauhofleiter 

Dietrich Peter 
Weißenburger Michael 

Gemeinde Egling a.d.Paar 
Gemeinde Egling a.d.Paar 
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TOP Tagesordnung öffentliche Sitzung 

 

1. Begrüßung 

2. Bürgerfragen und Anregungen 

3. Genehmigung der öffentlichen Sitzungsprotokolle 

4. Bekanntgaben aus den nichtöffentlichen Sitzungen 

5. Bericht über den Beschlussvollzug der letzten öffentlichen Gemeinde-
ratssitzungen 

6. Bebauungsplan "Gewerbegebiet östlich der Staatsstraße ST 2052"; 

Aufstellungsbeschluss 

7. Bebauungsplan "Gewerbegebiet östlich der Staatsstraße ST 2052"; 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss - frühzeitiges Beteiligungsver-
fahren 

8. 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Egling a.d.Paar 
für eine wohnbauliche Entwicklung des Areals der ehemaligen Gast-
stätte/Disco westlich der Hauptstraße; 

Abwägungsbeschluss 

9. 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Egling a.d.Paar 
für eine wohnbauliche Entwicklung des Areals der ehemaligen Gast-
stätte/Disco westlich der Hauptstraße; 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss 

10. Bauantrag: Erweiterungsneubau an einem bestehenden Wohngebäude, 
Badstraße 12, 86492 Egling a.d.Paar 

11. Gemeinde Egling a.d.Paar, Hauptstraße 31, 86492 Egling a.d.Paar; 

Erläuterung zum weiteren Vorgehen bezüglich der Anpassung des 
Wasserschutzgebietes gem. § 51 WHG und gehobene Entnahme ge-
mäß § 8 ff und § 15 WHG für den Brunnen II auf Fl.Nr. 1100/1, Gemar-
kung Egling a.d.Paar 

12. Bike-Park - weitere Vorgehensweise 

13. Widmung der Straße "Ulmenstraße" im Gewerbegebiet "In der Au" zur 
öffentlichen Straße gem. Art. 6 BayStrWG 

14. Neufestsetzung Abwasserherstellungsbeiträge ab 01.11.2023 

15. Neufestsetzung der Wasserherstellungsbeiträge ab 01.11.2023 

16. Grundschule Egling a.d.Paar, Schulstraße 13, 86492 Egling a.d.Paar; 

Verbesserung der Akustik in den Klassenräumen 

17. Neue Pumpstation; 

Auftragsvergabe Tauchmotorpumpe und Schaltanlage, Messtechnik 
und Sonstiges 

18. Neuer Bauhof, Paarstraße 29, 86492 Heinrichshofen; 

Anschaffung eines Schüttsilos für Winterdienst 

19. Neuer Bauhof, Paarstraße 29, 86492 Heinrichshofen; 

Anschaffung Zubehör Agria - Wegepflegegerät für Friedhof 

20. Gemeinde Egling a.d.Paar, Hauptstraße 31, 86492 Egling a.d.Paar; 

künftiger Einbau von elektronischen Wasserzählern 
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21. FFW Egling a.d.Paar, Bierweg 23, 86492 Egling a.d.Paar; 

Austausch des Gas-Dunkelstrahlers 

22. Antrag Tempo 30 im ganzen Ortsgebiet 

23. Landtags- und Bezirkswahl 2023 und Bürgerentscheid am 08.10.2023; 

Berufung Wahl- und Abstimmungsleiter sowie dessen Stellvertreter/-in 
und Einweisung und Einteilung der Wahl- bzw. Abstimmungshelfer 

24. Anfragen und Bekanntgaben 
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TOP Öffentliche Sitzung 

 

1. Begrüßung 

 
Sachverhalt: 
Herr Bürgermeister Holzer begrüßt die anwesenden Gemeinderäte sowie die anwesende Bürger-
schaft. 
 
 

2. Bürgerfragen und Anregungen 

 
Sachverhalt: 
Keine 
 
 

3. Genehmigung der öffentlichen Sitzungsprotokolle 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt dem Protokoll der letzten öffentlichen Sitzung Nr. 202307 zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

4. Bekanntgaben aus den nichtöffentlichen Sitzungen 

 
Sachverhalt: 
Keine 
 
 

5. Bericht über den Beschlussvollzug der letzten öffentlichen Gemeinde-
ratssitzungen 

 
Sachverhalt: 
Bürgerentscheid Pflegeheim am 08.10.2023: 
Gemäß dem Antrag von GR Schlierf hat Herr Bürgermeister Holzer die Initiatoren des Bürgerbe-
gehrens angeschrieben, den Bürgerentscheid zurückzunehmen. Erwartungsgemäß ist dies nicht 
erfolgt. 
 
Öffentlich zugängliche Ladestation für E-Autos: 
Die beiden Förderanträge wurden abgelehnt, da Fördermittel nicht mehr vorhanden sind. Deshalb 
wird die Angelegenheit im Moment nicht weiterverfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Niederschrift zur Sitzung des Gemeinderates vom 12.09.2023  Seite 5 von 24 

6. Bebauungsplan "Gewerbegebiet östlich der Staatsstraße ST 2052"; 

Aufstellungsbeschluss 

 
 
Beschluss: 
1. Der Gemeinderat Egling a.d.Paar beschließt, für das Grundstück Flur Nr. 274 sowie eine 

Teilfläche des Grundstücks Flur Nr. 223, jeweils Gemarkung Heinrichshofen, östlich der 
Staatsstraße ST 2052 am östlichen Ortsrand von Heinrichshofen, den Bebauungsplan „Ge-
werbegebiet östlich der Staatsstraße ST 2052“ aufzustellen. 

 
2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB). 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

7. Bebauungsplan "Gewerbegebiet östlich der Staatsstraße ST 2052"; 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss - frühzeitiges Beteiligungsver-
fahren 

 
 
Beschluss: 
1. Der Gemeinderat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet östlich der 

Staatsstraße ST 2052“ in der Fassung vom 12.09.2023, bestehend aus der Planzeichnung, 
dem Textteil und der Begründung mit vorläufigem Umweltbericht. 

 
2. Es ist das weitere Verfahren nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB), d.h. 

die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) und die frühzeitige Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB), durchzu-
führen. 

 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

8. 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Egling a.d.Paar 
für eine wohnbauliche Entwicklung des Areals der ehemaligen Gast-
stätte/Disco westlich der Hauptstraße; 

Abwägungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
Von folgenden Behörden, sonstigen Trägern öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
ging im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung keine Stellungnahme ein: 
 

• Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weisshaar-Kiem 

• Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Landsberg am Lech 

• Deutsche Telekom Technik GmbH 

• Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern 

• Gemeinde Schmiechen 

• Gemeinde Moorenweis 

• Gemeinde Steindorf 
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Von folgenden Behörden, sonstigen Trägern öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
ging im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eine Stellungnahme ein, es wurden jedoch 
keine Anregungen oder Hinweise vorgebracht: 
 

• IHK für München und Oberbayern 

• Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde 

• Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde 

• Bayerischer Bauernverband Landsberg am Lech 

• Regionaler Planungsverband München 

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

• Gemeinde Geltendorf 

• Gemeinde Prittriching 
 
Folgende Anregungen und Hinweise wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden vorge-
bracht: 
 

1. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten FFB 
Textauszug der E-Mail vom 09.08.2021 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
zu o.g. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Egling an der Paar nehmen wir wie 
folgt Stellung: 
In südwestlicher Richtung des geplanten Baugebietes befindet sich in ca. 300 m Entfernung die 
Hofstelle des landwirtschaftlichen Betriebes Klotz. Frau Klotz gibt an, dass die Tierhaltung mittel-
fristig ausgebaut werden soll. Im Hinblick auf die geplante Wohnbebauung ist sicherzustellen, dass 
die Existenz und die Weiterentwicklung des Betriebes nicht gefährdet wird. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die Ausführungen zum bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb sowie dessen Erweiterungsab-
sichten werden zur Kenntnis genommen, betreffen jedoch keine Regelungsinhalte der vorliegen-
den Bauleitplanung. Grundsätzlich ist anzumerken, dass in der Umgebung in vergleichbarem Ab-
stand zum bestehenden Betrieb bereits bauliche Nutzungen (Wohnen, etc.) ähnlicher Schutzbe-
dürftigkeit vorhanden sind und landwirtschaftliche Immissionen von den Erwerbern, Besitzern und 
Bauherren ohnehin zu dulden sind. Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 
werden die immissionsschutzrechtlichen Belange nochmals konkret betrachtet. 
Auch von den zuständigen Fachbehörden (Untere Immissionsschutzbehörde, Untere Bauauf-
sichtsbehörde) wurden zur betreffenden Thematik weder Bedenken noch sonstige Anregungen 
oder Hinweise vorgebracht. 
Aus den genannten Gründen hält die Gemeinde an der vorliegenden Bauleitplanung auch weiter-
hin fest. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 

2. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, München 
Textauszug des Schreibens vom 13.07.2021 (Az.: P-2019-1706-3_S2) 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, bei künftigen 
Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B Q) und unser Ak-
tenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmal-
pflege, als Träger öffentlicher Belange, wie folgt Stellung:  
Bodendenkmalpflegerische Belange:  
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Die obengenannte Planung befindet sich in nur geringer Entfernung zu den bekannten Boden-
denkmälern  
D-1-7831-0087 – „Station des Mesolithikums“  
D-1-7831-0010 – „Körpergräber des frühen Mittelalters.“ 
Die weitere Ausdehnung der Bodendenkmäler oder zugehöriger Siedlungsbefunde ist im überplan-
ten Bereich zu vermuten.  
Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmäler zu vermuten sind, be-
dürfen gemäß Art. 7.1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. Wir 
bitten Sie deshalb, folgenden Text in die textlichen Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den 
Umweltbericht zu übernehmen:  
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtli-
che Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren 
bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.  
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die fachli-
chen Anforderungen formulieren.  
Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7.1 
BayDSchG die archäologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die qualifizierte Beobachtung des 
Oberbodenabtrags bei privaten Vorhabenträgern, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Ver-
brauchereigenschaft) erfüllen, sowie Kommunen soweit möglich durch Personal des Bayerischen 
Landesamts für Denkmalpflege begleitet; in den übrigen Fällen beauftragt das Bayerische Landes-
amt für Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private Grabungsfirma. In Abstimmung kann auch 
eine fachlich besetzte Untere Denkmalschutzbehörde (Kreis- und Stadtarchäologie) tätig werden. 
Informationen hierzu finden Sie unter: 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-
themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf  
Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen Maßnahmen abhängig von Art und Umfang der er-
haltenen Bodendenkmäler einen größeren Umfang annehmen können und rechtzeitig geplant 
werden müssen. Sollte die archäologische Ausgrabung als Ersatz für die Erhaltung eines Boden-
denkmals notwendig sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung der Ausgrabung zu berück-
sichtigen (u.a. Durchführungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der Verwirkli-
chung von Bebauungsplänen soll grundsätzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsfläche 
archäologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten für den einzelnen Bauwerber zu redu-
zieren (vgl. BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3 / Denkmalpflege 
Informationen des BLfD 2004/I (B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Göhner]; BayVG München, Urteil v. 
14. September 2000, Az.: M 29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2).  
Als Alternative zur archäologischen Ausgrabung kann in bestimmten Fällen eine Konservatorische 
Überdeckung der Bodendenkmäler in Betracht gezogen werden. Eine Konservatorische Überde-
ckung ist oberhalb des Befundhorizontes und nur nach Abstimmung mit dem BLfD zu realisieren 
(z.B. auf Humus oder kolluvialer Überdeckung). Vgl. zur Anwendung, Ausführung und Dokumenta-
tion einer Konservatorischen Überdeckung 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konserv atori-
sche_ueberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf sowie 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvor ga-
ben_april_2020.pdf, 1.12 Dokumentation einer Konservatorischen Überdeckung. Das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege berät in Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde bei 
der Prüfung alternativer Planungen unter denkmalfachlichen Gesichtspunkten.  
Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmal-
pflege entnehmen Sie auch bitte der Broschüre „Bodendenkmäler in Bayern. Hinweise für die 
kommunale Bauleitplanung“  
(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpfleg 
e/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf)  
Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des Baye-
rischen Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen Landes-
amts für Denkmalpflege zur Überplanung von (Boden-) Denkmälern entnehmen Sie bitte dem Voll-
zugsschreiben des StMBW vom 09.03.2016 
(https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzug sschrei-
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ben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf) sowie unserer Homepage 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtlic 
he_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf  
(Rechtliche Grundlagen bei der Überplanung von Bodendenkmälern).  
In Umsetzung der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Entscheidung vom 
22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestätigt durch die nachgehenden 
Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2008, Az.: 1 BvR 2296/08 & 1 BvR 
2351/08, n. v.]) wird dringend angeregt, aus städtebaulichen Gründen geeignete Festsetzungen 
nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B. nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20 [Bodendenkmal als „Archiv des 
Bodens“]) vorzunehmen.  
Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um Kenntnis-
nahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung ste-
hen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  
Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betref-
fen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmal-
pflege (www.blfd.bayern.de). 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die Ausführungen des BLfD werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der nachfolgenden 
Planungsschritte (verbindliche Bauleitplanung) entsprechend berücksichtigt.  Grundsätzlich ist an-
zumerken, dass der Flächennutzungsplan nicht auf Vollzug ausgelegt ist und deshalb durch diesen 
auch keine unmittelbaren Bodeneingriffe ausgelöst werden. Im Rahmen nachfolgender verbindli-
cher Planungsschritte, wenn auch konkrete Bauabsichten mit konkreten überbaubaren Grund-
stücksflächen vorliegen, wird das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege erneut in die Planun-
gen miteinbezogen. Die im Umweltbericht zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes bereits 
enthaltenen Hinweise werden diesbezüglich redaktionell ergänzt und konkretisiert. In der Plan-
zeichnung sind die Bodendenkmäler in der Umgebung des Änderungsgebietes bereits lagerichtig 
dargestellt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 

3. Landratsamt Landsberg am Lech, Untere 

 Immissionsschutzbehörde 

 Textauszug der E-Mail vom 19.07.2021 
 
Sehr geehrter Herr Grahammer, 
bezüglich des bestehenden Gebäudes (ehemalige Gaststätte bzw. Diskothek) im Geltungsbereich 
der 1. Flächennutzungsplanänderung, das zukünftig zu Wohnzwecken genutzt werden soll, wer-
den seitens des Immissionsschutzes wegen der Verkehrslärmimmissionen und Erschütterungen 
durch die Bahnlinie folgende Einwendungen erhoben: 
Die Ostfassade des bestehenden Gebäudes befindet sich in ca. 23 m Entfernung zur Mitte der 
Bahnlinie Mering-Weilheim (mittlerer Abstand zwischen Gebäude und Bahnlinie). Gemäß einer 
überschlägigen Lärmprognose nach der Schall 03 (Berechnung des Beurteilungspegels für Schie-
nenwege) ergeben sich durch den Schienenverkehrslärm am ungünstigsten Immissionsort (Ost-
fassade des zukünftigen Wohngebäudes) Beurteilungspegel von tags ca. 60 dB(A) und nachts ca. 
60 dB(A). 
Die nach der Verkehrslärmschutzverordnung (16.BImSchV vom 12. Juni 1990) für ein Dorfgebiet 
geltenden Immissionsgrenzwerte von tags 64 dB(A) und nachts 54 dB(A), die auch in der Bauleit-
planung eine Obergrenze darstellen und ein gewichtiges Indiz dafür sind, wann mit schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche zu rechnen ist, werden demnach nachts deutlich über-
schritten. 
Sogar die Immissionsrichtwerte der freiwilligen Lärmsanierung an Fernstraßen und Schienenwe-
gen des Bundes von tags 67 dB(A) und nachts 57 dB(A) werden nachts überschritten. 

http://www.blfd.bayern.de/
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Bei Um-, Neu- und Erweiterungsbauten sind daher zwingend bauliche Schallschutzmaßnahmen 
erforderlich, die Im Bebauungsplan konkret festgesetzt werden müssen. 
Aufgrund des geringen Abstandes zur Bahnlinie Mehring-Weilheim (Abstand im ungünstigsten Fall 
nur ca. 14 m zum Bahndamm) sind Erschütterungen und Körperschallübertragungen durch den 
Schienenverkehr nicht mit Sicherheit auszuschließen. 
Aufgrund von Erschütterungen und Körperschallübertragungen durch den Schienenverkehr wird im 
Bebauungsplanverfahren eine erschütterungstechnische Untersuchung erforderlich, bei der an den 
Eckpunkten des Wohngebäudes eine Erschütterungsmessung durchführt wird und die Erschütte-
rungssituation von einem anerkannten, unabhängigen Gutachter beurteilt wird. Das Gutachten 
müsste die Einhaltung der maßgeblichen Anhaltswerte nach der DIN 4150 Teil 2 (in der jeweils 
gültigen Fassung) sowie die Einhaltung der Innenraumpegel nach der VDI 2719 durch Sekundär-
luftschallimmissionen nachweisen. Bei Überschreitung der Anhaltswerte oder Innenraumpegel 
wären notwendige konstruktive Maßnahmen vom Gutachter vorzuschlagen. 
FÜR DIE 1. FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG BEDEUTET DIES UM DIE O.G. EINWEN-
DUNGEN ZU ÜBERWINDEN, DASS DER ÄNDERUNGSBEREICH GEMÄSS NR. 15.6 DER 
PLANZEICHENVERORDNUNG IM PLAN GEKENNZEICHNET WERDEN MUSS UND DIE NOT-
WENDIGKEIT EINER ERSCHÜTTERUNGSTECHNISCHEN UNTERSUCHUNG IN DER BE-
GRÜNDUNG BZW. IM UMWELTBERICHT ZUM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN AUFGENOMMEN 
WERDEN MUSS. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Den Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehörde wird Rechnung getragen. In der Plan-
zeichnung zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes wird das Änderungsgebiet gemäß NR. 
15.6 PlanZV mit dem Planzeichen „Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen“ gekennzeichnet.     
Zur Erforderlichkeit baulicher Schallschutzmaßnahmen bzw. einer erschütterungstechnischen Un-
tersuchung auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung wird nachrichtlich ein Hin-
weis in der Begründung mit Umweltbericht zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes eingear-
beitet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 

4. Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfall-
/Bodenschutzhörde 
Textauszug des Schreibens vom 13.07.2021 (Az.:1783.4/171-21/61.6) 
 

Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Dateninformationssystems (ABuDIS) 
für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine gefahrenverdächtigen Flächen mit erheblichen 
Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotentialen bekannt, die in negativer Weise auf das 
Schutzgut Boden-Mensch und Boden- Grundwasser im Geltungsbereich der o.g. Flächennut-
zungsplanänderungen einwirken können. Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vor-
handen sein, die sich z.B. aus einer gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen 
ableiten lassen oder Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit im Zuge der Baumaßnahmen oder 
Nutzung bekannt werden, so sind diese so sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB zu berück-
sichtigen. In diesem Fall ist die untere Abfall- /Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG und 
Art. 1 Satz 1 und 2 i. V. m. Art 12 BayBodSchG zu informieren. Die weiteren Maßnahmen wie 
Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und Art. 30 BayAbfG i. V.m. § 10 Abs. 2 
Nrn. 5 - 8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und § 3 Nachweisverordnung und ggfs. nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen 
nach 10 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unteren Abfall-
/Bodenschutzbehörde abzustimmen.  
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Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die von Seiten der Abfall-/ Bodenschutzbehörde vorgebrachten Hinweise werden redaktionell in 
die Begründung zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes eingearbeitet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 

5. LEW Verteilnetz GmbH (LVN) 
Textauszug der E-Mail vom 27.07.2021 
 

Sehr geehrter Herr Grahammer,  
vielen Dank, dass Sie uns über die Planungen informiert haben.  
Gegen die Änderung der Flächennutzung bestehen unsererseits keine Einwände, wenn weiterhin 
der Bestand unserer Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Stromversorgung gewährleistet ist 
und nachstehende Belange berücksichtigt werden. 
Bestehende 20-/1-kV-Kabelleitungen  
Vorsorglich weisen wir auf die verlaufende 20-kV-Kabelleitung EG140 unserer Gesellschaft im 
Geltungsbereich hin. Weiter befinden sich mehrere 1-kV-Kabelleitungen in diesem Bereich. Der 
Verlauf dieser Kabelleitungen kann dem beiliegenden Kabellageplan entnommen werden.  
Der Schutzbereich sämtlicher Kabelleitungen beträgt 1,00 m beiderseits der Trassen und ist von 
einer Bebauung sowie tiefwurzelnden Bepflanzungen freizuhalten. Wir bitten um Beachtung des 
beigelegten Kabelmerkblattes „Merkblatt zum Schutz erdverlegter Kabel“. 
Allgemeiner Hinweis  
Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungseinrichtungen sind wegen der damit verbundenen 
Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Betriebsmittel DGUV 
(BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro einzuhalten. 
Vor Beginn der Grabarbeiten muss durch die Baufirma eine entsprechende Kabelauskunft einge-
holt werden. Wir bitten zu gegebener Zeit mit unserer Betriebsstelle Königsbrunn Kontakt aufzu-
nehmen. 
Betriebsstelle Königsbrunn 
Nibelungenstraße 16 
86343 Königsbrunn 
Ansprechpartner: Betriebsstellenleiter Herr Florian Frank 
Tel.: 08231-6039-11  
E-Mail: florian.frank@lew-verteilnetz.de  
 
Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportal.lvn.de/apak/ abgerufen 
werden.  
Unter der Voraussetzung, dass die genannten Punkte berücksichtigt werden, sind wir mit der Än-
derung der Flächennutzung einverstanden. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die von Seiten der LVN vorgebrachten Hinweise zu bestehenden Kabelleitungen werden zur 
Kenntnis genommen und auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung entspre-
chend berücksichtigt. 
Im Rahmen nachfolgender verbindlicher Planungsschritte, wenn auch konkrete Bauabsichten mit 
konkreten überbaubaren Grundstücksflächen vorliegen, wird die LVN erneut in die Planungen mit-
einbezogen.  
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
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6. Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde 
Textauszug des Schreibens vom 06.07.2021 (Gz.: ROB-2-8314.24_01_LL-5-6-3) 

 
 Sehr geehrte Damen und Herren,  
die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gibt folgen-de Stellungnahme 
zur o.g. Bauleitplanung ab.  
 
Planung  
Die Gemeinde Egling a. d. Paar plant die erste Änderung des Flächennutzungs-planes vorzuneh-
men. Das ca. 0,44 ha große Plangebiet befindet sich am süd-westlichen Rand des Orts Egling a. 
d. Paar unmittelbar westlich der Staatsstraße 2052 sowie südwestlich der Bahnlinie Mering-
Weilheim. Die Eigentümer des bestehenden Gebäudes, dass ehemals als Gaststätte bzw. Disko-
thek genutzt wurde, soll nun einer Wohnnutzung zugeführt werden. So sollen 14 neue Wohnein-
heiten mit zugehörigen Stellplätzen entstehen. Weiter soll eine großzügige Randeingrünung erfol-
gen. Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist der Geltungsbereich als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt.  
 
Bewertung  
Anbindegebot  
Gemäß Landesentwicklungsprogramm (LEP) 3.3 G soll eine Zersiedlung der Landschaft vermie-
den werden. Neue Siedlungsflächen, die zum dauerhaften oder mindestens regelmäßig vorüber-
gehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt werden sollen, sind somit möglichst in Anbindung 
an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen (vgl. LEP 3.3 Z). Das Plangebiet wird durch die 
Bahnlinie Mering - Weilheim sowie durch die Staatsstraße 2052 von der nächstliegenden Sied-
lungseinheit getrennt. Eine enge räumlichfunktionale Verbindung zwischen der Planung und der 
bestehenden Bebauung sowie angrenzenden Nutzungen ist in diesem Fall nicht gegeben. Die 
Planung ist damit nicht an eine geeignete Siedlungsfläche angebunden und widerspricht dem An-
bindungsziel des LEP. Eine Ausnahme des Anbindungserfordernisses gemäß LEP-Ziel 3.3 ist 
nicht ersichtlich.  
Natur und Landschaft  
Das Plangebiet liegt im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr.: 03.2 Quellgebiet der Paar. Gemäß 
RP 14 B I 1.2.1 G soll in den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten die Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushalts gesichert oder wiederhergestellt werden, die Eigenart des Landschaftsbildes bewahrt 
und die Erholungseignung der Landschaft erhalten oder verbessert werden. Hier kommt den Be-
langen des Naturschutzes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht zu. Die Planung ist 
deshalb mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.  
Hochwasserschutz  
Des Weiteren grenzt das Plangebiet an ein sich in der Planung befindendes Überschwemmungs-
gebiet HQ 100 der Paar. Die Planung ist demnach mit dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt 
abzustimmen.  
 
Ergebnis  
Die vorliegende Planung steht im Konflikt zum Ziel 3.3 des LEP und ist als nicht angebunden zu 
bewerten. Die Planung steht somit den Erfordernissen der Raumordnung entgegen. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
zu Planung  
Die Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen. 
zu Anbindegebot 
Zwischenzeitlich wurde von Seiten der Höheren Landesplanungsbehörde mit Schreiben vom 
22.02.2023 (Az.: ROB-2-8314.24_01_LL-5-14-3) mitgeteilt, dass eine enge räumlich-funktionale 
Verbindung zwischen der Planung und der bestehenden Bebauung sowie angrenzenden Nutzun-
gen in diesem Fall durch die Unterführung der Hauptstraße auf Höhe des Anwesens gegeben ist 
und zudem ein historischer Zusammenhang des Standorts mit dem übrigen Siedlungsbestand 
beststeht. Die Planung kann somit als Siedlungsfläche, die an eine geeignete Siedlungsfläche an-
gebunden ist, angesehen werden (über Eck-Anbindung).  
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zu Natur und Landschaft  
Die Lage des Änderungsgebietes im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr. 03.2 „Quellgebiet der 
Paar“ wird im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) entspre-
chend berücksichtigt, bei der auch die untere Naturschutzbehörde erneut miteinbezogen wird. 
zu Hochwasserschutz 
In Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt werden die überbaubaren Grundstücksflächen im 
Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung so festgelegt, dass innerhalb der Hoch-
wassergefahrenfläche (HQ100) keine Gebäude errichtet werden können. Zudem werden im Rah-
men der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung entsprechende Festsetzungen für eine 
hochwasserangepasste Bauweise getroffen (ausreichende Höhe des Erdgeschossfertigfußbodens, 
Gebäudeanordnung, wasserdichte Kelleröffnungen etc.). Somit können die Belange des Hochwas-
serschutzes im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung entsprechend berücksichtigt werden.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 

7. Wasserwirtschaftsamt Weilheim 

 Textauszug des Schreibens vom 12.08.2021 (Az.:1-4621-LL116-20564/2021) 
 
1. Rechtliche und fachliche Hinweise und Empfehlungen  
1.1 Oberirdische Gewässer  
Das überplante Areal der sog. 1. Änderung grenzt an die Gefahrenfläche des HQ100 und HQext-
rem der Paar an. Es handelt sich dabei nach aktuellem Stand um ein ermitteltes Überschwem-
mungsgebiet, dessen vorläufige Sicherung ausgelaufen ist. Die Festsetzung des Überschwem-
mungsgebiets ist Pflichtaufgabe und wird zeitnah angestrebt.  
Aufgrund der Lage und angesichts der jüngsten Hochwasserereignisse wird die Umwandlung in 
ein Gebiet mit Wohnbebauung fachlich kritisch betrachtet. Durch die Maßnahme wird zum einen 
Einfluss auf die Geländestruktur genommen (z.B. Versiegelung), zum anderen erhöht sich das 
Gefährdungs- und Schadenspotential durch eine dauerhafte Nutzung als Wohnbebauung. Ein Ein-
griff in den Abflusskorridor ist zwingend zu vermeiden, um keine negativen Beeinträchtigungen auf 
Dritte zu verursachen.  
Die Belange des Hochwasserschutzes und der –vorsorge, insbesondere die Vermeidung und Ver-
ringerung von Hochwasserschäden, sind in der Bauleitplanung zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 
12, Abs. 7 BauGB). Das StMUV hat gemeinsam mit dem StMB eine Arbeitshilfe „Hochwasser- und 
Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ herausgegeben, wie die Kommunen dieser Verantwor-
tung gerecht werden können und wie sie die Abwägung im Sinne des Risikogedankens und des 
Risikomanagements fehlerfrei ausüben können, s. 
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf.  
Es werden in der nachfolgenden Bauleitplanung Festsetzungen zur hochwasserangepassten 
Bauweise empfohlen.  
Die 2. Änderung betrifft keine Oberflächengewässer. Die Gefahr von Überflutungen durch Starkre-
genereignisse ist auch hier nicht ausgeschlossen.  
Der Umgriff der 3. Änderung liegt geringfügig im HQ100-Bereich der Paar, befindet sich aber voll-
ständig im ermittelten HQextrem-Bereich der Paar und damit im sog. Risikogebiet, für das die §§ 
78b und 78c WHG gelten. Auf die besondere Verantwortung der Gemeinde bei der Ausweisung 
neuer Baugebiet im Hinblick auf den Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung er-
heblicher Sachschäden sei in diesem Zusammenhang hingewiesen. Eine wohnbauliche Nutzung 
wird aus fachlicher Sicht kritisch betrachtet. Neben der Gefährdung kann die Bebauung negativen 
Einfluss auf den Umgriff der möglichen Überschwemmung nehmen und damit weitere Betroffen-
heiten verursachen.  
Die hochwasserangepasste Bauweise sollte dringend in nachfolgenden Verfahren berücksichtig 
werden.  
Die Paar ist hier als Gewässer 2. Ordnung verzeichnet, für das die Anlagengenehmigungspflicht im 
60m-Bereich gilt. Diese Abgrenzung sollte im Plan vermerkt und auf die Notwendigkeit hingewie-
sen werden.  
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1.2 Grundwasser  
Der Umgriff der sog. 1. Änderung ist als Gebiet mit erhöhten Grundwasserständen gekennzeich-
net. Dies ist in der Planung und Ausführung der Bauvorhaben zu berücksichtigen.  
Auf den gegenständlichen Flächen liegen zwar keine Grundwassererkundungen vor, jedoch in 
unmittelbarer Nähe an der Bahnüberführung. Nach der westlichen Aufschlussbohrung lag der 
Grundwasserstand am 26.06.2016 bei 1,49 m unter Gelände; bei der östlichen Grund-
wassermessstelle wurde ein Grundwasserstand am 27.06.2016 bei 1,12 m unter Gelände doku-
mentiert. Leider wurde der Bohransatzpunkt-Höhe nicht in müNN vermerkt.  
Der Grundwasserleiter ist in beiden Fällen über 10m mächtig und wird vorwiegend von feinkornar-
men, sandigen Kiesen gebildet und dürfte damit sehr ergiebig sein. 
Ca. 100 m westlich des 2. Änderungsbereichs ist ein Förderbrunnen für die thermische Grundwas-
sernutzung verzeichnet. Nach dem Bohrprofil wurden dort von 1,30 bis 6,90 m unter Gelände 
schwach steinige, schwach schluffige, sandige bis stark sandige Kiese ermittelt. Bis 8,40 m Tiefe 
folgen ebenfalls Kiese welche sich offensichtlich etwas schluffiger zeigten. Bis zur Endtiefe von 15 
m sind schluffige bis schwach schluffige Sande angesprochen worden. Das Grundwasser wurde 
am 28.10.2008 leicht gespannt bei 9,10 m unter Gelände an-getroffen und stieg am gleichen Tag 
auf 8,93 m unter Gelände an.  
Nach der Dokumentation einer ca. 100 m südlich vom Änderungsgebiet 2 liegenden Grund-
wassermessstelle (Egli018) wurden bis 7,35 m unter Gelände vornehmlich bindige Böden doku-
mentiert. Daten zum Grundwasserstand liegen uns nicht vor.  
Im gegenständlichen Plangebiet der 3. Änderung liegen uns keine Bodenaufschlüsse vor. Jedoch 
gibt es westlich und nördlich mehrere thermische Grundwassernutzungen. Nach den entsprechen-
den Dokumentationen wurde beispielsweise 60 m nördlich des Plangebiets am 14.07.2015 ein 
Grundwasserflurabstand von 1,42 m unter Gelände dokumentiert. Für das Gebiet sind hohe 
Grundwasserstände verzeichnet.  
1.3 Überflutungen infolge von Starkregen  
Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen kom-
men. Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung. Hierzu wird 
empfohlen anhand von Höhenlinien und einer Fließweganalyse das Risiko zu beurteilen. Nachteili-
ge Veränderungen für Dritte von Fließwegen des wildabfließenden Wassers dürfen nicht verur-
sacht werden. Entsprechende Sicherheitsvorkehrungen vor eindringendem Wasser sind ggf. in der 
nachfolgenden Bauleitplanung zu berücksichtigen.  
1.4 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen  
Für keinen der drei Änderungsbereiche liegen dem Wasserwirtschaftsamt Informationen über Alt-
lasten, schädliche Bodenveränderungen oder entsprechende Verdachtsflächen in diesem Bereich 
vor. Dessen ungeachtet sind entsprechende ergänzende Erkundigungen bei der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde unverzichtbar.  
1.5 Vorsorgender Bodenschutz  
Durch das Bebauen von bisher unversiegelten Flächen (insbesondere 2. und 3. Änderung) gehen 
wichtige Bodenfunktionen im Sinne des BBodSchG verloren. Zentrales Ziel des BBodSchG ist es, 
diese zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Die Eingriffsregelung des BNatSchG ist nach § 1a (3) 
BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. Das BNatSchG fordert zudem, dass Eingriffe in den 
Boden als Bestandteil des Naturhaushalts möglichst zu vermeiden, unvermeidbare Eingriffe aus-
zugleichen sind.  
Um unvermeidbare Flächenversiegelungen zu reduzieren, wird für folgende Bebauungsplanverfah-
ren empfohlen, grundsätzlich höhere Gebäude zuzulassen. Weiter empfehlen wir das Zulassen 
von begrünten Flachdächern um die Folgen der Flächenversiegelung teilweise zu kompensieren.  
1.6 Wasserversorgung  
Sämtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschließen. Die hierzu 
erforderliche Wasserverteilung ist so auszuführen, dass ausreichende Betriebsdrücke und auch 
die Bereitstellung von Löschwasser im Brandfall über die öffentliche Anlage gewährleistet sind. 
Insofern beseht mit dem vorliegenden Plan Einverständnis.  
1.7 Abwasserentsorgung  
1.7.1 Häusliches Schmutzwasser  
Die Kläranlage entspricht zur Zeit nicht in allen Punkten dem Stand der Technik, vorgeschlagene 
Nachrüstungsmaßnahmen sind der Gemeinde jedoch bekannt. Mit der beantragten Ände-
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rung/Ergänzung wird die Kapazität der Kläranlage noch nicht überschritten. Eine Anpassung der 
Kläranlage ist jedoch Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Erschließung des Baugebiets.  
Im geplanten Neubaubereichen ist die Entwässerung im Trennsystem auszuführen. Die Ein-leitung 
von Niederschlagswasser in den Misch-/Schmutzwasserkanal ist daher nicht zulässig. Soll den-
noch Niederschlagswasser aus stark oder außergewöhnlich belasteten Flächen über den Misch-
/Schmutzwasserkanal zur Kläranlage abgeleitet werden, ist die Leistungsfähigkeit von Kanal (inkl. 
Sonderbauwerke) und Kläranlage nachzuweisen.  
1.7.2 Niederschlagswasser  
Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit dem weder 
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belan-
ge entgegenstehen.  
Da die Fläche der 1. Änderung bereits bebaut ist, und oberflächennahes Grundwasser ansteht, 
wird empfohlen, Niederschlagswasser über flache, möglichst breitflächige Mulden zu versickern. 
Da das Grundwasser hier sehr oberflächennah ansteht, sind unterirdische Versickerungsanlagen 
vermutlich nicht genehmigungsfrei. Wir empfehlen, möglichst frühzeitig Flächen für die Versicke-
rung über den Oberboden festzusetzen.  
Spätestens im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind explizite Angaben zur Niederschlags-
wasserbeseitigung erforderlich.  
Im vorliegenden Begründungsentwurf der 2. Änderung wird bereits eine Ortsrandeingrünung er-
wähnt, die für die Niederschlagswasserversickerung bzw. -Rückhaltung genutzt werden soll. Wir 
bitten spätestens im Bebauungsplanverfahren um entsprechend konkrete Festsetzungen. Ferner 
ist spätestens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens darzustellen, wie die Niederschlagswasser-
beseitigung für das Plangebiet geregelt werden soll.  
Auch bei der 3. Änderung bitten wir spätestens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens die Rück-
haltung und Versickerung von Niederschlagswasser durch oberirdische Anlagen (Mulden, bzw. 
Mulden-Rigolen) festzusetzen.  
2. Zusammenfassung  
Gegen die Änderungen des Flächennutzungsplans bestehen aufgrund der Nähe und Lage zu 
Überschwemmungsgebieten/Risikogebieten wasserwirtschaftliche Bedenken. Diesen ist im Zuge 
der nachfolgenden Bauleitplanung Rechnung zu tragen. Es wird auf die Verantwortung der Ge-
meinde im Hinblick auf die Hochwasservorsorge hingewiesen. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
zu 1.1 Oberirdische Gewässer 
Die Ausführungen zur partiellen Lage des Änderungsgebietes innerhalb einer Hochwassergefah-
renfläche werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleit-
planung werden die überbaubaren Grundstücksflächen so festgelegt, dass innerhalb der Hoch-
wassergefahrenfläche (HQ100) keine Gebäude errichtet werden können. Zudem werden im Rah-
men der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung entsprechende Festsetzungen für eine 
hochwasserangepasste Bauweise getroffen (ausreichende Höhe des Erdgeschossfertigfußbodens, 
Gebäudeanordnung, wasserdichte Kelleröffnungen etc.). 
zu 1.2 Grundwasser, 1.3 Überflutungen infolge von Starkregen, 1.4 Altlasten und schädliche Bo-
denveränderungen, 1.5 Vorsorgender Bodenschutz, 1.6 Wasserversorgung und 1.7 Abwasserbe-
seitigung 
Grundsätzlich ist anzumerken, dass der Flächennutzungsplan nicht auf Vollzug ausgelegt ist und 
konkrete Festsetzungen (u.a. zur Versickerung, zu Gründächern, Flächenversiegelungen, zur Ein-
griffsregelung, etc.) daher erst auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erfolgen können. Die 
Ausführungen zu den o.g. fachlichen Informationen und Empfehlungen werden zur Kenntnis ge-
nommen und im Rahmen der nachfolgenden Planungsschritte (verbindliche Bauleitplanung, Ob-
jektplanung, Baugenehmigungs-/ Genehmigungsfreistellungsverfahren) entsprechend berücksich-
tigt. In der Begründung zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes werden hierzu, soweit sie die 
1. Änderung betreffen, entsprechende Hinweise und Ausführungen redaktionell ergänzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
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8. Staatliches Bauamt Weilheim 

 Textauszug der E-Mail vom 06.07.2021 
 
Sehr geehrter Herr Grahammer, 
das Staatliche Bauamt Weilheim ist mit der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes Egling für 
das Gebiet „ehemalige Gaststätte/Diskothek“ grundsätzlich einverstanden.  
Im Hinblick auf die Nähe der Straße und evtl. Verkehrszunahmen wird vorsorglich auf die durch 
den Verkehr bedingten und auf das zukünftige Wohngrundstück möglicherweise einwirkenden Be-
einträchtigungen (Lärm, Staub, Abgase usw.) hingewiesen. 
Evtl. Schutzmaßnahmen haben die zukünftigen Nutzer auf eigene Kosten zu treffen. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die Ausführungen des Staatlichen Bauamtes zu möglichen Lärm-, Staub-, Abgaseinwirkungen auf 
das Änderungsgebiet aus dem Straßenverkehr werden zur Kenntnis genommen und im weiteren 
Verfahren entsprechend berücksichtigt. Zur Erforderlichkeit baulicher Schallschutzmaßnahmen auf 
Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung wird nachrichtlich ein Hinweis in der Be-
gründung mit Umweltbericht zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes eingearbeitet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 

9. Handwerkskammer für München und Oberbayern 
Textauszug des Schreibens vom 06.08.2021 
 

Sehr geehrter Herr Grahammer, 
die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme zu den o.a. geplanten Flächennutzungsplanänderungen der Gemeinde Egling a.d. 
Paar, die mit den vorgesehenen Neuausweisungen westlich der Bahnlinie am südlichen Ortsaus-
gang der Gemeinde im Bereich der FlNrn. 2137/1(TF.), 2138 (TF.) und 2289/2, Gem. Egling a. d. 
Paar sowie nordwestlich der Staatsstraße 2052 (Hauptstraße) zentral gelegen im Bereich einer 
Teilfläche des Grundstücks Flur Nr. 75, Gem. Egling a.d. Paar. Jeweils Neudarstellungen von zwei 
Allgemeinen Wohngebieten im Umfang von 0,44 ha sowie 0,4 ha vornehmen soll. 
Während im Bereich der ersten Flächennutzungsplanänderung ein ehem. gewerblich genutztes 
Areal mit einer ehemaligen Gaststätte bzw. Diskothek einer neuen Nutzung in Gestalt einer Wohn-
nutzung mit insgesamt 14 Wohneinheiten zugeführt werden soll, besteht im Plangeltungsbereich 
der dritten Flächennutzungsplanänderung nur Grünland, das ebenfalls mit dem Ziel der Realisie-
rung einer Wohnnutzung überplant werden soll. Beide Ausweisungen befinden sich in unmittelba-
rem Umfeld von Dorfgebietsflächen bzw. direkt angrenzend. 
Im Wesentlichen wird mit den beiden jeweiligen Verfahren die Grundlage für eine maßvolle Innen-
entwicklung in Form einer Ortsabrundung und Baulückenfüllung gelegt, allerdings ist prinzipiell und 
insbesondere hinsichtlich im Bereich der ersten Flächennutzungsplanänderung zu gewährleisten, 
dass die Realisierung der geplanten wohnbaulichen Nutzung im Sinne der gegenseitigen Rück-
sichtnahme (§ 15 BauNVO) keinerlei Nachteile oder Beeinträchtigungen für die gewachsenen dörf-
lich geprägten Strukturen in der baulichen Umgebung, zu denen kleinstrukturiertes Gewerbe, 
Landwirtschaft und Handwerk gehören, mit sich bringt. 
Bei Maßnahmen der Nachverdichtung generell ist sicherzustellen, dass bestehende bestandskräf-
tig genehmigte Handwerks- und Gewerbebetriebe im baulichen Umfeld durch das Heranrücken 
neu hinzukommender (Wohn-)bebauung in ihrem ordnungsgemäßen Betriebsablauf- den Be-
triebsverkehr sowie betriebsübliche Emissionen wie Lärm, Staub, Geruch ebenso umfassend so-
wie hinsichtlich angemessener Weiterentwicklungsmöglichkeiten nicht eingeschränkt oder gar ge-
fährdet werden und deren Standortbedingungen nicht negativ verändert werden. Für die in der 
jeweiligen baulichen Umgebung vorhandenen, bestandskräftig genehmigten gewerblichen Nutzun-
gen muss die mit dem Bestandsschutz garantierte, notwendige Flexibilität vor Ort gewahrt bleiben, 
die nicht nur einen ordnungsgemäßen Betriebsablauf gewährleistet, sondern auch angemessene 
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betriebliche Weiterentwicklungen oder ggf. Nutzungsänderungen umfasst. Gerade letzteres ist 
eine wichtige Voraussetzung z.B. für kleinere und mittlere Unternehmen des Handwerks, um sich 
flexibel an Marktbedingungen anpassen zu können und damit auch im langfristigen Interesse der 
Standortsicherung der ansässigen Gewerbe- und Handwerksunternehmen. Für die Betriebe im 
Dorfgebiet sollte eine ausreichende Flexibilität erhalten werden, um auch Spielraum für Weiterent-
wicklungsmöglichkeiten bieten zu können. Den bestehenden, bestandskräftig genehmigten Nut-
zungen dürfen auch hier keine weiteren immissionsschutzrechtlichen Auflagen gemacht werden; 
vielmehr dürfen derartige Maßnahmen ausschließlich zu Lasten neu hinzukommender Wohnbe-
bauung gehen. Eine sinnvolle Anordnung der neu hinzukommenden Nutzungen kann möglichen 
immissionsschutzrechtlichen Konflikten vorbeugen. 
Von einer zukünftig möglichen weiteren Ausdehnung der dritten Flächennutzungsplanänderung 
und Ausweisung als Wohnbaufläche in Richtung Nordosten und der Bebauung zwischen Berg-
straße und Austraße bitten wir abzusehen; um Immissionskonflikten vorzubeugen und keine 
Fragmentierung auszulösen, die sonst wohl mittelfristig nicht nur das Plangebiet betrifft, sondern 
eine schleichende Umwandlung des Areals im Zentralbereich des Hauptorts in ein nur durch 
Wohnnutzung geprägtes Gebiet eigentlich schon fast absehen lässt. Um der weiteren Fragmentie-
rung der Mischbauflächen in den zentralen Bereichen des Orts vorzubeugen sowie im Sinne Erhal-
tung der mischbaulichen Strukturen im Ortskern und im Zusammenhang mit der ehemaligen gew. 
Nutzung im Geltungsbereich der ersten Flächennutzungsplanänderung, plädieren wir für beide 
Änderungsgebiete daher für die Fortführung und damit Beibehaltung des vom Flächennutzungs-
plan für die umgebende Bebauung schon vorgegebenen Gebietscharakters als Mischbaufläche. 
Gemäß Umweltbericht werden das Änderungsgebiete geringfügig von der Hochwassergefahren-
fläche HQ100 und Hochwassergefahrenfläche HQextrem der Paar tangiert. Die Handwerkskam-
mer für München und Oberbayern ist gemeinsam mit weiteren Vertretern der Bau- und Wasser-
wirtschaft Unterzeichnerin einer gemeinsamen Erklärung, die sich für die Risikovermeidung durch 
an Hochwasser- und Überschwemmungsereignisse angepasstes Bauen stark macht. Es ist grund-
sätzlich ein besonderes Augenmerk auf die wesentliche Bedeutung baulicher Schutzmaßnahmen 
und eine an häufiger werdende Extremwettereignisse angepasste Bauweise zu richten. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes betreffenden Anmerkungen und Hinweise der 
Handwerkskammer werden zur Kenntnis genommen und insbesondere im Rahmen der nachfol-
genden verbindlichen Planungsschritte entsprechend berücksichtigt.  
Grundsätzlich ist anzumerken, dass in der Umgebung teilwiese in geringerem Abstand zu beste-
henden Gewerbe- und Handwerksbetrieben bereits bauliche Nutzungen (Wohnen, etc.) ähnlicher 
Schutzbedürftigkeit vorhanden sind. Die bestehenden Gewerbe- und Handwerksbetriebe in der 
Umgebung des Änderungsgebietes genießen Bestandsschutz und werden durch die vorliegende 
Planung in ihren Betriebsabläufen nicht beeinträchtigt. Auch von den zuständigen Fachbehörden 
(Untere Immissionsschutzbehörde, Untere Bauaufsichtsbehörde) wurden zur betreffenden Thema-
tik weder Bedenken noch sonstige Anregungen oder Hinweise vorgebracht.  
Die Ausführungen zur partiellen Lage des Änderungsgebietes innerhalb einer Hochwassergefah-
renfläche werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleit-
planung werden die überbaubaren Grundstücksflächen so festgelegt, dass innerhalb der Hoch-
wassergefahrenfläche (HQ100) keine Gebäude errichtet werden können. Zudem werden im Rah-
men der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung entsprechende Festsetzungen für eine 
hochwasserangepasste Bauweise getroffen (ausreichende Höhe des Erdgeschossfertigfußbodens, 
Gebäudeanordnung, wasserdichte Kelleröffnungen etc.). 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
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10. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 

 Textauszug des Schreibens vom 12.07.2021 (Az.: TÖB-MÜN-21-107879) 
 
Sehr geehrter Herr Grahammer, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
die DB AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG, DB Station&Service AG und DB Energie 
GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme 
zum o. g. Verfahren. 
Gegen die geplante Bauleitplanung bestehen bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden 
Bedingungen/Auflagen und Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen keine 
Bedenken. 
Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der 
angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden. 
Die Eisenbahnen sind nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu 
führen und die Eisenbahnstruktur sicher zu bauen und in einem betriebssicheren Zustand zu hal-
ten (§ 4 Absatz 3 Allgemeines Eisenbahngesetz – AEG). 
Durch die Inhalte, Festlegungen und Zielsetzungen der Bauleitplanung dürfen der gewöhnliche 
Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen einschließlich der Maßnahmen zur Wartung und 
Instandhaltung sowie Maßnahmen zu Umbau, Erneuerung oder ggf. notwendiger Erweiterungen 
keinesfalls verzögert, behindert oder beeinträchtigt werden. 
Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat an dieser Stellungnahme nicht mitgewirkt. Wir bitten, das 
Eisenbahnbundesamt am Verfahren zu beteiligen. 
Die Anschrift lautet: Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Arnulfstraße 9-11, 80335 München. 
1. Immobilienrelevante Belange 
Es befinden sich keine Flächen der DB AG im Geltungsbereich der 1. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
Bei vorübergehender Inanspruchnahme von bahneigenen Flächen durch Dritte ist vor Beginn der 
Baumaßnahme eine vertragliche Regelung erforderlich. Bahnflächen dürfen ohne vertragliche Re-
gelung nicht in Anspruch genommen werden. 
2. Infrastrukturelle Belange 
Im Jahre 2020 wurde bereits eine Stellungnahme für eine Bauvoranfrage hinsichtlich einer Nut-
zungsänderung von Discothek zu Wohnnutzung auf den gegenständlichen Flächen abgegeben. 
Wir bitten um Beachtung der in der beiliegenden Stellungnahme Zeichen CR.R O4-S(E1) BD Az. 
BA-MÜN-20-84026, genannten Auflagen und Hinweise für Bauten nahe der Bahn. Diese Stellung-
nahme liegt als Anlage zu Ihrer Information bei. 
Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit das Abwä-
gungsergebnis zu übersenden. 
Anträge auf Baugenehmigung für den Geltungsbereich sind uns erneut zur Stellungnahme vorzu-
legen. Wir behalten uns weitere Bedingungen und Auflagen vor. 
Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die von Seiten der Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, vorgebrachten Hinweise zu Belangen der 
Deutschen Bahn bzgl. der benachbarten Bahnlinie werden zur Kenntnis genommen und auf Ebene 
der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung entsprechend berücksichtigt. 
Im Rahmen nachfolgender verbindlicher Planungsschritte, wenn auch konkrete Bauabsichten mit 
konkreten überbaubaren Grundstücksflächen vorliegen, wird die Deutsche Bahn AG, DB Immobi-
lien, erneut in die Planungen miteinbezogen. 
Das Eisenbahn-Bundesamt wurde ebenfalls an der Bauleitplanung beteiligt. Diese Stellungnahme 
wird gesondert behandelt und gewürdigt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
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11. Eisenbahn-Bundesamt 
 Textauszug des Schreibens vom 28.07.2021 (Az.: 65125-651pt/009-2021#477 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
Ihr Schreiben ist am 12.07.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter 
dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentli-
cher Belange.  
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen 
und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 
als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 
die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berüh-
ren.  
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden in der Planung anscheinend ausreichend be-
rücksichtigt. Insofern bestehen keine Bedenken.  
Im Übrigen ist sicherzustellen, dass bei der Umsetzung der Inhalte des Flächennutzungsplanes 
(verbindliche Bauleitplanung) weder die Substanz der benachbarten Eisenbahnbetriebsanlagen 
noch der darauf stattfindende Eisenbahnverkehr gefährdet wird. 
Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbe-
treiberin DB Netz AG als Trägerin öffentlicher Belange und als Grundstücksnachbarin über die 
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Kompetenzteam Baurecht, Barthstraße 12, 80339 München 
empfohlen. Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen aus 
Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 
 
Entscheidung der Gemeinde Egling a.d.Paar: 
Die von Seiten des Eisenbahn-Bundesamtes vorgebrachten Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung entsprechend berück-
sichtigt. Im Rahmen nachfolgender verbindlicher Planungsschritte, wenn auch konkrete Bauab-
sichten mit konkreten überbaubaren Grundstücksflächen vorliegen, wird das Eisenbahn-
Bundesamt erneut in die Planungen miteinbezogen. 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, wurde ebenfalls an der Bauleitplanung beteiligt. Diese 
Stellungnahme wird gesondert behandelt und gewürdigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen:  13 
Nein-Stimmen: 0 
 
Von der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach 
§ 3 Abs. 1 BauGB keine Anregungen und Hinweise vorgebracht. 
 
 
Beschluss: 
1. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Egling a.d.Paar eingegangenen Stellungnahmen wurden behandelt 
und abgewogen (siehe Einzelabwägung vom 12.09.2023). 

 
2. Von der Öffentlichkeit gingen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 

3 Abs. 1 BauGB keine Stellungnahmen ein. 
 
3. Das Ergebnis der Abwägung ist den Betroffenen mitzuteilen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
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9. 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Egling a.d.Paar 
für eine wohnbauliche Entwicklung des Areals der ehemaligen Gast-
stätte/Disco westlich der Hauptstraße; 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss 

 
 
Beschluss: 
1. Der Gemeinderat billigt den Entwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes in der 

Fassung vom 12.09.2023, bestehend aus der Planzeichnung und der Begründung mit Um-
weltbericht.  

 
2. Es ist das weitere Verfahren nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB), ins-

besondere die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die erneute Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchzu-
führen. 

 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

10. Bauantrag: Erweiterungsneubau an einem bestehenden Wohngebäude, 
Badstraße 12, 86492 Egling a.d.Paar 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt dem vorgelegten Bauantrag zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

11. Gemeinde Egling a.d.Paar, Hauptstraße 31, 86492 Egling a.d.Paar; 

Erläuterung zum weiteren Vorgehen bezüglich der Anpassung des 
Wasserschutzgebietes gem. § 51 WHG und gehobene Entnahme ge-
mäß § 8 ff und § 15 WHG für den Brunnen II auf Fl.Nr. 1100/1, Gemar-
kung Egling a.d.Paar 

 
Sachverhalt: 
Herr Bürgermeister Holzer verliest ein Schreiben von Crystal Geotechnik vom 18.08.2023. Dem-
nach fordert das WWA WM weitere geophysikalische Untersuchungen, welche allerdings nicht 
zwangsläufig garantieren, dass verwertbare Erkenntnisse vorhanden sind. Nichtsdestotrotz schlägt 
die Verwaltung weitere Bohrungen sowie deren Auswertungen vor, aber erst, wenn weitere Ge-
spräche mit dem WWA WM erfolgt sind. Hintergrund dieser Gespräche soll sein, dass mehr Ge-
wissheit über die Sinnhaftigkeit weiterer Ausgaben erfolgen muss. Außerdem ist eine so große Eile 
nicht mehr geboten, da sich mittlerweile die Wasserentnahmen auf den genehmigten Umfang re-
duziert haben (die wasserrechtliche Genehmigung läuft bis 31.12.2028). Letzteres ist zurückzufüh-
ren auf den Trinkwasserverbund mit der Adelburg-Gruppe sowie die zahlreich reparierten Rohr-
brüche. 
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12. Bike-Park - weitere Vorgehensweise 

 
Sachverhalt: 
Damit die Bauleitplanung weiter fortschreiten kann, sind noch umfangreiche Untersuchungen fällig. 
Hier stellt sich die Frage, ob es sinnvoll ist, die Planungen eines Bike-Parks auf diesem Grund-
stück weiterzuverfolgen, da es durchaus alternative Möglichkeiten im Gemeindegebiet gibt. 
 
 

13. Widmung der Straße "Ulmenstraße" im Gewerbegebiet "In der Au" zur 
öffentlichen Straße gem. Art. 6 BayStrWG 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die neugebaute Straßenstrecke „Ulmenstraße“, Fl.Nr. 673/0, Gemar-
kung Egling a.d.Paar, mit Wirkung zum 01.10.2023 zur Ortsstraße zu widmen. 
Die Strecke beginnt bei der Einmündung in die Heinrichshofener Straße, Fl.Nr. 673/16, Gemar-
kung Egling a.d.Paar SW-Ecke (km 0,000) und endet am Wendehammer bei Fl.Nr. 673/2, Gemar-
kung Egling a.d.Paar NO-Ecke (km 0,163). 
 
Träger der Straßenbaulast ist die Gemeinde Egling a.d.Paar. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

14. Neufestsetzung Abwasserherstellungsbeiträge ab 01.11.2023 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die Globalberechnung zum Herstellungsbeitrag bezüglich der Abwasser-
entsorgung zur Kenntnis und legt diese den Beitragssätzen in der neu zu beschließenden Bei-
trags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Egling a.d.Paar zu Grun-
de. 
Der Abwasserherstellungsbeitrag beträgt ab 01.11.2023 somit a) pro Grundstücksfläche 1,21 EUR 
und b) pro Geschoßfläche 16,18 EUR. Diese Beiträge gelten auch bei Nacherhebungsfälle bei 
einer nachträglichen Bebauung. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

15. Neufestsetzung der Wasserherstellungsbeiträge ab 01.11.2023 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die Globalberechnung zum Herstellungsbeitrag bezüglich der Wasserver-
sorgung zur Kenntnis und legt diese den Beitragssätzen in der neu zu beschließenden Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Egling a.d.Paar zu Grunde. 
Der Wasserherstellungsbeitrag beträgt ab 01.11.2023 somit a) pro Grundstücksfläche 0,45 EUR 
und b) pro Geschoßfläche 6,01 EUR. Diese Beiträge gelten auch für Nacherhebungsfälle bei einer 
nachträglichen Bebauung. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
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16. Grundschule Egling a.d.Paar, Schulstraße 13, 86492 Egling a.d.Paar; 

Verbesserung der Akustik in den Klassenräumen 

 
Sachverhalt: 
Für hörgeschädigte Kinder sind die derzeitigen Verhältnisse in den Klassenräumen mangelhaft. 
Dies belegt ein Akustikgutachten, welches von der Schule in Auftrag gegeben wurde. Abhilfe ver-
schaffen Akustik-Dämmelemente, welche die Räume mit einer besseren Sprachverständlichkeit 
und einer deutlichen Stressreduktion optimiert. Die Ausstattung aller acht Klassenräume verur-
sacht Kosten in Höhe von 33.620,12 € brutto. Zunächst sollen die Lärmschutzmaßnahmen in den 
belegten sechs Klassenräumen getestet werden. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat vergibt den Auftrag zur Installation der Akustik-Dämmelemente. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

17. Neue Pumpstation; 

Auftragsvergabe Tauchmotorpumpe und Schaltanlage, Messtechnik 
und Sonstiges 

 
Sachverhalt: 
Im Nachgang zur beschlossenen Auftragsvergabe an die Firma Schütz im Juni diesen Jahres wird 
dem Gemeinderat die aktuelle Auftragssumme inklusive der drei Pumpen mitgeteilt. Diese beläuft 
sich auf 68.245,49 € brutto. 
 
 

18. Neuer Bauhof, Paarstraße 29, 86492 Heinrichshofen; 

Anschaffung eines Schüttsilos für Winterdienst 

 
Sachverhalt: 
Dieser Punkt entfällt, da der Sachverhalt am 09.03.2021 behandelt und beschlossen wurde. 
 
 

19. Neuer Bauhof, Paarstraße 29, 86492 Heinrichshofen; 

Anschaffung Zubehör Agria - Wegepflegegerät für Friedhof 

 
Sachverhalt: 
Um den Friedhofswegen die nötige Pflege zukommen zu lassen, wird ein entsprechendes Gerät 
benötigt. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Zubehörteil zu erwerben. 
 
Abstimmungsergebnis: 8 : 5 
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20. Gemeinde Egling a.d.Paar, Hauptstraße 31, 86492 Egling a.d.Paar; 

künftiger Einbau von elektronischen Wasserzählern 

 
Sachverhalt: 
Herr Weißenburger berichtet über die Vorteile der elektronischen Wasserzähler und weist u.a. auf 
die in der Regel doppelte Eichzeit (12 Jahre) sowie die viel einfachere und schnellere Abwicklung 
hin. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt den künftigen Einbau von elektronischen Wasserzählern. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

21. FFW Egling a.d.Paar, Bierweg 23, 86492 Egling a.d.Paar; 

Austausch des Gas-Dunkelstrahlers 

 
Sachverhalt: 
Hier handelt es sich um einen Austausch des defekten Gerätes. Kosten hierfür 8.500,-- € brutto. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt dem Austausch zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

22. Antrag Tempo 30 im ganzen Ortsgebiet 

 
Sachverhalt: 
Herr Bürgermeister Holzer verliest den Schriftverkehr mit einer Bürgerin, welche für Tempo 30 im 
gesamten Ort plädiert. Um eine Entscheidung treffen zu können, benötigt der Gemeinderat Kennt-
nis über die Kosten. Letzteres beinhaltet Kenntnis über alle Wegpunkte, Kosten für Markierungsar-
beiten und Gemeindearbeiter. 
 
 

23. Landtags- und Bezirkswahl 2023 und Bürgerentscheid am 08.10.2023; 

Berufung Wahl- und Abstimmungsleiter sowie dessen Stellvertreter/-in 
und Einweisung und Einteilung der Wahl- bzw. Abstimmungshelfer 

 
Sachverhalt: 
Einteilung Wahl- bzw. Abstimmungsbezirk 0001 Egling: 
 
07:45 – 11:00 Uhr:      - Peter Dietrich 
        - Sebastian Herbig 
        - Bernhard Sießmeir 
 
11:00 – 14:30 Uhr:      - Dr. Bernhard Engelschall 
        - Martin Sieber 
        - Gabriele Tallafuß 
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14:30 – 18:00 Uhr:      - 1. Bgm. Ferdinand Holzer 
        - Anton Baur 
        - Angelika Kische 
 
Einteilung Wahl- bzw. Abstimmungsbezirk 0002 Heinrichshofen: 
 
07:45 – 11:00 Uhr:      - Sandra Greschner 
        - Benedikt Muschaweck 
        - Manfred Sießmeir 
 
11:00 – 14:30 Uhr:      - Katharina Bals 
        - Michael Bucher 
        - Tobias Ruile 
 
14:30 – 18:00 Uhr:      - Max Iral 
        - Johannes Ruile 
        - Michael Weißenburger 
 
In Heinrichshofen finden sich bitte die GRe Ruile J., Ruile T., Iral Max, Weißenburger Michael so-
wie Frau Sandra Greschner um 18:00 Uhr im Gmuahaus zum Auszählen ein. 
 
Zur Auszählung der Briefwahl treffen sich die GRe Bals, Dr. Engelschall, Herbig, Muschaweck, 
Sieber, Sießmeir B., Sießmeir M., Tallafuß, 2. Bgm. Bucher, Wimmer Matthias sowie Frau Susan-
ne Husel um 17:00 Uhr im Rathaus. 
 
Zum Auszählen des Wahl- bzw. Abstimmungsbezirks 0001 Egling in die Aula der Grundschule 
kommen bitte GR Baur, Kische, Schlierf, 1. Bgm. Holzer sowie Herr Peter Dietrich. 
 
 
Beschluss: 
Zum Wahl- bzw. Abstimmungsleiter wird Herr 1. Bürgermeister Holzer und als dessen Stellvertre-
tung Frau Gabriele Tallafuß bestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 : 0 
 
 

24. Anfragen und Bekanntgaben 

 
Sachverhalt: 
Asylgipfel LRA LL: 
Herr Bürgermeister Holzer berichtet vom kürzlich stattgefunden Asylgipfel im LRA LL. Thema der 
Veranstaltung waren die fehlenden Kapazitäten der Unterbringungsuntermöglichkeiten der stetig 
eintreffenden Asylbewerber. Herr Holzer berichtet von einem Schreiben an den Landrat, den 2016 
vom Gemeinderat genehmigten Bauantrag an der Römerstraße wieder zu aktivieren. 
 
Kopiergeld Grundschule: 
Herr Bürgermeister Holzer fragt das Gemeinderatsgremium, ob ein Kopiergeld an der Schule wie-
der eingeführt werden soll. Der Gemeinderat spricht sich eindeutig dagegen aus. 
 
GR Schlierf: 
Herr Schlierf war in seiner Funktion als Seniorenbeauftragter im vergangenen Seniorennachmittag 
anwesend und hat die Versammlung über die Möglichkeit eines „Mittagstisch“ informiert. Laut sei-
ner Aussage war ein Interesse nicht vorhanden. 
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GR Herbig: 
Herr Herbig regt an, für jedes Neugeborene einen Baum zu pflanzen. 
 
GR Sießmeir M.: 
Herr Sießmeir erinnert den Bauhof zum wiederholten Male, das sog. „kleine Rückhaltebecken“ zu 
pflegen und den Anflug zu entfernen. 
 
2. Bgm. Bucher, GR Herbig, GR Schlierf, GR Tallafuß: 
Es wird der Sturm mit seinen Folgeschäden thematisiert. Wichtig ist, die gemeindlichen Bäume 
regelmäßig zu kontrollieren, was durch Baumkataster und Baumkontrolleur auch gewährleistet ist. 
Herr Bucher möchte an dieser Stelle ein deutliches Lob an den Bauhof aussprechen, der die 
Sturmschäden zügig beseitigt hat. 
 
 
 
 
 
 
 

Ferdinand Holzer 
Erster Bürgermeister 

 Sandra Greschner 
Schriftführerin 

 


